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Land ozialgericht Berlin-Br ndenburg 

Az.: L 18 AL 182117 ER ZVW 
A:t..: S 6 AL 63/17 ER 
Sozialgericht Potsdam 

In dem Rechtsstreit 

chi 

_!Havel 

11'343 P.003/000 

- Antragsteller und Beschwerd gegner • 
Prozessbevollmächtlgte: 
Rechtsanwältin Anja Lederer, 
Hessische Straße 11., 10115 Berlin 1 

Gz.: 22117-2 

gegen 

Bundesagentur für Atbeit, 
Geschäftsführerin des Operativen Services 
der Agentur für Arbeit Berlin Mitte, 
Char1ottenstraße 87 - 90, 10969 Berlin, 
A:t..: eR2-96201-000034/17 

- Antragsgegnerin und Beschwerdeführerin -

hat der 18. Senat des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg am 16. November 
2017 durch den Vorsitzenden Richter Mllicke1 den Richter Wein und die Richterin 
Schaefer beschlossen: 

Auf die Beschwerde der Antragsgegnerin wird der Beschlu s des 
Sozfalgerichts Potsdam vom 3. Mai 2017 aufgehoben und der Antrag auf 
Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes abgelehnt, soweit das 
Sozlalgericht die Antragsg gnerin einstweilen zur Gewährung von 
Berufsausbildungsbelhllfe fOr di Zeit ab 1. Juli 2017 verpflichtet hat 
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m Übrigen wird die chw rde mit d r M g be zurückgewi en, d 
die Antrag egn rin Im W d r elnstw ilig n Ano11 nung zur 
Gewährung von Beru ausbildungsbelhilfe für d1e Zelt vom 15. ärz 
2017 bi 30. Juni 2017 in Höhe von monatlich 275,-€ verpflichtet wird, für 
März 2017 entsprech nd anteilig. 

01 Antrag gegn rin gt die H-lfte r auß rgerichttlch n Kosten de 
Antra s llers im gesamten V rfahren d einstweilig n R eh chutze • 

Dem Antrag teller wird für d Beschwerdeverfahren Proze ko tenhllfe 
unter Beiordnung In r Bevollmächtigten bewilligt. 

Gründe: 

Oie Beschwerde der Antragsgegnerin ist begrOndet, sofern der Antragsteller seinen 

Antrag auf Gewährung einstweiligen Rechtsschutzes mangels insoweit im Schriftsatz 

vom 14. November 2017 eindeutig erklärter prozessualer Erledigungser1därung 

(auch) für die Zeit ab 1. Juli 2017 weiterverfolgt. Ein Bedürfnis für die Gewährung 

gerichtlichen Eilrechtsschutzes Ist für Leistungszeiträume ab 1. Juli 2017 In 

Ansehung der zwischenzeitlich für die Zeit ab 1. Juli 2017 erfolgten Bewilligung von 

Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) bis 9. Oktober 2018 (vgl zuletzt Bescheid vom 18. 

September 2017) nicht (mehr) ersichtlich (vgl auch die Ausführungen des 

Bundesverfassungsgerichts <BVerfG> in dem Beschluss vom 28. September 2017 -

1 BvR 1510/17 - Rn 24). Der angefochtene Beschluss war daher aufzuheben, 

soweit das Sozialgericht (SG) eine Regetungsanordnung !Sv § 86b Abs. 2 Satz 2 

Sozialgerichtsgesetz (SGG) für die Zeit ab 1. Juli 2017 verlautbart hat. Es ist nicht 

ersichtlich, inwieweit insoweit ein fortdauernder Grund bestünde, diese Anordnung 

aufrechtzuerhalten, zumal dem Antragste ler nach seinem Vortrag seit dem 

genannten Datum „die beantragte Leistung nun gewährt wird" (vgl Schriftsatz vom 

14. November 2017). 

Im Übrigen ist die Beschwerde indes nicht begründet und war mit der im Tenor 

konkretisierten Maßgabe zurOckz ei$en. Für die noch zulässig streitbefangene Zeit 

vom 15. März 2017 (Antragseingang) bis 30. Juni 2017 ist ein Anordnungsgrund iS 

eines zur Venneidung anders nicht rückgängig zu machender Nachteile unabweisbar 

dringenden RegJtungsbedOrfntsses dargetan. Allein der zwischenzeitliche Ze tablauf 

vermag hieran nichts zu ändern. Denn der Anspruch auf Gewährung ffektlven 
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Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4 Grundgesetz) verbietet es, die Beurteilung des 

Vorliegens eines Anordnungsgrundes ex post vom Zeitpunkt der gerichtlichen 

Entscheidung abhängig zu machen. Dies gilt umso mehr, als der Antragsteller hier 

die Verzögerungen durch die erfolgte ZurOckverweisung und erneute Entscheidung 

des Beschwerdegerichts nicht zu vertreten hat. Der Antragsteller kann auch nicht 

darauf verwiesen werden, dass er sich hätte bemühen müssen, das Ziel, wenigstens 

vorübergehend existenzsichemde Leistungen zu erhalten, auch durch einen Antrag 

auf Leistungen nach dem Asylbewerberteistungsgesetz (AsylbLG) zu erreichen (vgl 

zur im Eilrechtsverfahren grundsätzlich möglichen Verwelsbarkeit auf subsidiäre SGB 

XII-Leistungen Verfassungsgericht des Landes Brandenburg, Beschluss vom 19. Mai 

2017 - VfGBbg 1/16 - juris). Denn er hatte entsprechende Leistungen bei der Stadt 

   als zuständigem Träger nach entsprechender 

Zuweisungsentscheidung - erfolglos - beantragt (vgl Bescheid vom 6. Dezember 

2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13. Dezember 2016). 

Dem Antragsteller steht im Hinblick auf die vorfiegend fachgerichttich nicht 

abschließend geklärte Rechtslage zu § 132 Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung -

(SGB III} in der seit 6. August 2016 geltenden Fassung, nach der ein Anspruch des 

Klägers jedenfalls nicht offensichtlich ausgeschlossen sein dürfte, in Ausfluss der 

insoweit vorzunehmenden und verfassungsrechtlich gebotenen Folgenabwägung 

auch ein Anordnungsanspruch in der verlautbarten Höhe zu. Die danach 

erforderliche Folgenabwägung fällt zugunsten des Antragstellers aus. Die Nachteile, 

die ihm bei Ablehnung des Antrags bei angenommener BegrOndetheit der Klage in 

der Hauptsache entio>tonden, erweisen sich al schwerwiegender als die die 

Antragsgegnerin treffenden Nachteile bei Sta gabe des Antrag und angenommener 

UnbegrOnde heit der Hauptsache. Oie vom SG ausgesprochene orfäufig 

Verpflichtung zur Bewilligung von BAB fflr die Zeit vom 15. März 2017 bis 30. Juni 

2017 betreffen das verfassung rechtlich gewähr! istete Existenzminimum des 
Antragstellers (vgl auch BVerfG aaO Rn 22). zumal Leistungen ach dem AsylbLG 

abgelehnt worden sind. Oie durch eine Ablehnung des Antrag danach bewirkt 

erhebtlc B elnträchtigung für einen Zeitraum von zweieinhalb Monaten kann 

nachträglich nicht mehr ausgeglichen werden, da der e mentare Lebensbedarf 

eines Menschen grundsätzlich nur in dem Augenblick befriedigt werden kann, in dem 

er entsteht (sog Gegenwärtigkeitsprinztp; vgl BVerfG, Beschluss vom 12. Mai 2005 -
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1 BvR 569/05 -, juris Rn. 19 mwN). Die Gefahr der Uneinbringlichkeit eines 

Rückforderungsanspruchs bezüglich der insoweit zu leistenden Zahlungen, wenn 

sich nachträglich herausstellen sollte, dass diese ohne Rechtsgrundlage erfolgt sind, 

überwiegt die 1nteressen des Antragstellers nicht 

Hinsichtlich der Höhe der Leistungen verweist der Senat auf den Bescheid der 

Antragsgegnerin vom 18. September 2017, gegen den der Antragsteller, der seine 

Ausbildungsvergütung zur Existenzsicherung einzusetzen hat, Einwendungen nicht 

erhoben hat. Berechnungsfehler sind im Übrigen nicht ersichtlich. 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung von§ 193 SGG 

und berücksichtigt einerseits, dass die Rechtslage abschließend noch nicht geklärt ist 

und die Antragsgegnerin zudem nach Änderung der Weisungslage einen BAB­

Anspruch des Antragstellers unverzüglich anerkannt hat. 

Dem Antragsteller war für das Beschwerdeverfahren Prozesskostenhilfe unter 

Beiordnung seiner Bevoltmächtigten zu bewilligen, weil die Antragsgegnerin das 

Rechtsmittel eingelegt hat (vgl § 73a Abs. 1 Satz 1 SGG Nm §§ 114, 119 Abs. 1 

Satz 2, 121Abs. 2 Zivilprozessordnung). 

Diese Entscheidung kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht 

angefochten werden(§ 177 SGG). 
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Schaefer Mälicke 
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